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Synopse KiTa-Vertrag (Muster) 

Derzeitige Fassung Fassung ab 01.01.2025 (Entwurf) 

1. Teil, Ziffer I.3. der Vereinbarung 

3. Die Region Hannover fördert die Wahrnehmung der Aufgaben 
gemäß Nr. I. 1 a) bis c) durch die Leistung von Zuschüssen für: 

Baumaßnahmen zur Schaffung neuer Plätze in 
Kindertagesstätten und Tageseinrichtungen auf der Grundlage 
der Kindertagesstättenplanung und für Baumaßnahmen zur 
Beseitigung oder Abwehr von gesundheitsgefährdenden 
Schadstoffbelastungen, die von Gebäuden ausgehen. 

3. Die Region Hannover fördert die Wahrnehmung der Aufgaben 
gemäß Nr. I. 1 a) bis c) durch die Leistung von Zuschüssen für: 

Baumaßnahmen zur Schaffung neuer Plätze in 
Kindertagesstätten und Tageseinrichtungen auf der Grundlage 
der Kindertagesstättenplanung und für Baumaßnahmen zum 
Erhalt bestehender Kinderbetreuungsplätze in 
Kindertageseinrichtungen. 

 

1. Teil, Ziffer III.3 der Vereinbarung 

3. In der Kindertagesstättenplanung wird jährlich die tatsächlich 
angebotene Zahl von Plätzen in Tageseinrichtungen gem. Nr. I. 
3 b) dieses Vertrags festgestellt, die für die Tagesbetreuung von 
Kindern im Alter von 0 bis 12 Jahren der << Stadt/Gemeinde >> 
vorgehalten werden. Dabei können auch Angebote von 
Einrichtungen im Landkreis Hannover berücksichtigt werden, die 
nicht im Stadt-/Gemeindegebiet liegen. Ausnahmsweise können 
auch Einrichtungen berücksichtigt werden, die außerhalb des 
Kreisgebietes liegen. Stichtag ist jeweils der Beginn eines 
Kindertagesstättenjahres. 

3. In der Kindertagesstättenplanung der Region Hannover wird 
jährlich die tatsächlich angebotene Zahl von Plätzen in 
Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege festgestellt, 
die für die Tagesbetreuung von Kindern im Krippen-, 
Kindergarten- und Hortalter der << Stadt/Gemeinde >> 
vorgehalten werden. Dabei können auch Angebote von 
Einrichtungen in der Region Hannover berücksichtigt werden, 
die nicht im Gebiet der << Stadt/Gemeinde >> liegen. 
Ausnahmsweise können auch Einrichtungen berücksichtigt 
werden, die außerhalb des Regionsgebietes liegen. Stichtag ist 
jeweils der 01.10. eines jeden Jahres. 
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1. Teil, Ziffer IV. der Vereinbarung 

1. Die << Stadt/Gemeinde >> trägt dafür Sorge, dass auf der 
Grundlage der Kindertagesstättenplanung Plätze in 
Kindertagesstätten und Tageseinrichtungen für Kinder im zur 
Bedarfsdeckung angemessenen und erforderlichen Rahmen zur 
Verfügung stehen und der Rechtsanspruch auf einen 
Kindertagesstättenplatz erfüllt wird. 

 
 

2. Bei der Ausgestaltung des Angebots an Kindertagesstätten sind 
insbesondere die allgemeinen Vorschriften des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (§§ 1 - 10 SGB VIII), des 
jugendhilferechtlichen Sozialdatenschutzes (§§ 61 - 67 SGB 
VIII), die Grundsätze der Zusammenarbeit mit und die 
Förderung von freien Trägern der Jugendhilfe (§ 74 SGB VIII) 
sowie das Fachkräftegebot (§ 72 Abs. 1, § 79 Abs. 3 SGB VIII) 
zu berücksichtigen. 

 
3. Der Landkreis leistet an die Träger von Kindertagesstätten für 

die Schaffung neuer Kindertagesstättenplätze auf der Grundlage 
der Kindertagesstättenplanung einen Zuschuss zu den 
Baukosten in Höhe von 4.100,40 DM je Platz, höchstens jedoch 
30 % der berücksichtigungsfähigen Baukosten. Der Betrag von 
4.100,40 DM wird erstmalig im Jahr 2000, danach alle zwei 
Jahre an die Baukostenentwicklung angepasst. Baumaßnahmen 
zur Beseitigung oder Abwehr von gesundheitsgefährdenden 
Schadstoffbelastungen, die von Gebäuden ausgehen, 
bezuschusst der Landkreis mit 1.000,00 DM je Platz, höchstens 

1. Die << Stadt/Gemeinde >> trägt dafür Sorge, dass 
Kinderbetreuungsplätze in Kindertagesstätten und 
Tageseinrichtungen für Kinder auf der Grundlage der 
Kindertagesstättenplanung im zur Bedarfsdeckung 
angemessenen und erforderlichen Rahmen zur Verfügung 
stehen und der Rechtsanspruch auf einen 
Kindertagesstättenplatz erfüllt wird. 

 
2. Bei der Ausgestaltung des Angebots an Kindertagesstätten sind 

insbesondere die allgemeinen Vorschriften des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (§§ 1 – 10b SGB VIII), des 
jugendhilferechtlichen Sozialdatenschutzes (§§ 61 - 68 SGB 
VIII), die Grundsätze der Förderung der freien Jugendhilfe (§ 74 
SGB VIII), das Fachkräftegebot (§ 72 Abs. 1, § 79 Abs. 3 SGB 
VIII) sowie der Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter 
Personen (§ 72a SGB VIII) zu berücksichtigen. 

 
3. Für die Schaffung neuer Kinderbetreuungsplätze in 

Kindertagesstätten (Krippe, Kindergarten, Hort) gewährt die 
Region Hannover auf der Grundlage der 
Kindertagesstättenplanung einen Zuschuss zu den Baukosten 
nachfolgender Maßnahmen: 

- Neu- und Erweiterungsbauten von Kindertagesstätten, 

- Umbau bestehender Gebäude zu Kindertagesstätten, 

- Kauf von Gebäuden, die zum Betreiben einer 
Kindertagesstätte gebaut/umgebaut werden. 
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jedoch mit 20 % der berücksichtigungsfähigen Kosten. 

Nähere Bestimmungen zur Durchführung des 
Bewilligungsverfahrens von Baukostenzuschüssen enthält die 
Anlage 2 zu diesem Vertrag. 

 
4. Im Jahr 2000 stellt der Landkreis Hannover für alle 

kreisangehörigen Städte und Gemeinden eine Fördersumme in 
Höhe von 16.800.000,-- DM zur Verfügung. 

Die im Jahr 2000 zur Verfügung gestellte Fördersumme wird ab 
dem Jahr 2001 der Personalkostenentwicklung angepasst. Die 
Anpassung richtet sich nach den in der Tabelle des 
Bundesfinanzministeriums ausgewiesenen, durchschnittlichen 
Bruttopersonalkostensteigerung der Vergütungsgruppe BAT Vc. 

 
5. Die auf die << Stadt/Gemeinde >> entfallende Fördersumme 

entspricht dem Anteil der << Stadt/Gemeinde >> an der 
Personalkostenförderung des Landes gem. § 16 KiTaG in der 
Fassung vom 9. Oktober 1995 (Nds. GVBI, Seite 303) im 
Kindertagesstättenjahr 1998/1999. 

 
6. Plätze in Tageeinrichtungen, die nach dem 1. August 1999 in 

Betrieb genommen bzw. geschlossen wurden oder werden, 
werden erstmals im Jahr 2001 und danach fortlaufend wie folgt 
berücksichtigt: 

Die Fördersumme des Jahres 2000 wird durch die Anzahl der im 
Kindertagesstättenjahr 1998/1999 (Stichtag: 31.07.99) in der 
<< Stadt/Gemeinde >> vorhandenen Plätze geteilt. Die so 
errechnete Fördersumme je Platz, multipliziert mit der Anzahl 

 
4. Grundsätzlich gilt hierfür die Richtlinie über die Förderung von 

Kindertagesstätten zur Schaffung neuer Kinderbetreuungsplätze 
(im Folgenden „KiTa-Baukostenrichtlinie“ genannt) in der jeweils 
gültigen Fassung. Bei Außerkrafttreten der o. g. Richtlinie sowie 
bei Absenkung der Förderhöhen der o. g. Richtlinie unter den im 
1. Teil, Ziffer IV. 4 genannten Betrag, findet die im 1. Teil, Ziffer 
IV. 4 enthaltene Regelung Anwendung. 

Wenn die Förderung neuer Kinderbetreuungsplätze in 
Kindertagesstätten nicht gem. dem 1. Teil, Ziffer IV. 3 über die 
KiTa-Baukostenrichtlinie erfolgt, leistet die Region Hannover zu 
den Baukosten einen Zuschuss an die << Stadt/Gemeinde >> in 
Höhe von 3.900,00 Euro je neugeschaffenem 
Kinderbetreuungsplatz. Dieser Betrag wird im Abstand von zwei 
Jahren an die Baukostenentwicklung auf Basis des vom 
statistischen Bundesamtes veröffentlichten Baukostenindex 
angepasst. Die erste Anpassung findet zum 01.01.2025 statt. 
Für die Zuschusshöhe maßgeblich ist der zum Zeitpunkt des 
Baugenehmigungsbescheids der Maßnahme (Datum des 
Bescheids) gültige Betrag. 

Die Inanspruchnahme von Drittmitteln ist insoweit unschädlich, 
als dadurch keine Überfinanzierung erwirkt wird. Diese müssen 
der Region Hannover mitgeteilt werden. Kommt es zur 
Überfinanzierung, werden die Regionsmittel entsprechend 
gekürzt. 

Der Zuschuss wird nur für neue Kinderbetreuungsplätze in 
Kindertagesstätten im Zuständigkeitsbereichs des Jugendamts 
der Region Hannover gewährt, für die eine Erlaubnis nach § 45 
SGB VIII vorliegt und die die weiteren Voraussetzungen des § 
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der ab dem 1. August 1999 in Betrieb genommenen oder 
geschlossenen Plätze wird auf die gem. Nr. 5 dieses Vertrags 
auf die << Stadt/Gemeinde >> entfallende Fördersumme 
aufgeschlagen oder von dieser abgezogen. Die Entwicklung der 
Personalkosten wird entsprechend Nr. 4 Abs. 2 des Vertrags 
berücksichtigt. 

Grundlage für die Berücksichtigung der Platzzahlentwicklung bei 
der Bemessung der Fördersumme ist die 
Kindertagesstättenplanung. Darin vorgesehene Plätze werden 
ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme berücksichtigt. Plätze für 
die im Kindertagesstättenplan kein Bedarf ausgewiesen ist, 
werden nicht gefördert. 

23 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1-3 und Abs. 4 NKiTaG erfüllen. Der 
Zuschuss wird an die << Stadt/Gemeinde >> ausgezahlt. Soweit 
die << Stadt/Gemeinde >> die Baukosten nicht selbst trägt, ist 
der Zuschuss der Region Hannover an die Stelle weiterzuleiten, 
die die Baukosten trägt. 

Nähere Regelungen zum Zuschuss zu den Baukosten für die 
Schaffung neuer Kinderbetreuungsplätze in Kindertagesstätten 
enthält die Anlage 2 zu dieser Vereinbarung. 

 
5. Die Region Hannover fördert den Erhalt bestehender 

Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtungen (Krippen-, 
Kindergarten- und Hortplätze) durch bauliche Maßnahmen, 
sowie Maßnahmen zur Beseitigung oder Abwehr 
gesundheitsgefährdender Schadstoffbelastungen am Gebäude. 
Durch notwendige bauliche Maßnahmen sollen bestehende 
Betreuungsplätze in Kindertagesstätten erhalten bleiben.  

Die Förderung richtet sich nach der Richtlinie über die 
Förderung von baulichen Maßnahmen in Kindertagesstätten 
zum Erhalt von Kinderbetreuungsplätzen (im Folgenden 
„Sanierungsrichtlinie“ genannt) in der jeweils gültigen Fassung. 
Antragsberechtigt und Empfängerin der Förderung ist die << 
Stadt/Gemeinde >>. 

Im Einzelfall fördert die Region Hannover den Erhalt 
bestehender Betreuungsplätze in Kindertagesstätten (Krippen-, 
Kindergarten- und Hortplätze) durch den notwendigen Neubau 
ersetzender Kindertagesstätten (Ersatzneubauten). Von der 
Notwendigkeit eines Ersatzneubaus ist auszugehen, wenn in 
Bezug auf die bestehende Kindertagesstätte 
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- bauliche Maßnahmen auf der Grundlage einer Kosten-
Nutzen-Analyse nachweislich nicht mehr wirtschaftlich sind 
oder 

- die Einhaltung bestehender gesetzlicher Anforderungen an 
die Räumlichkeiten für den Betrieb einer Kindertagesstätte 
nachweislich nicht durch bauliche Maßnahmen 
gewährleistet werden kann oder die Umsetzung der 
baulichen Maßnahmen, die für die Einhaltung dieser 
gesetzlichen Anforderungen erforderlich sind, nachweislich 
unwirtschaftlich ist. 

Die Unwirtschaftlichkeit der baulichen Maßnahmen ist von der 
<< Stadt/Gemeinde >> durch eine Stellungnahme einer 
baufachkundigen Person gegenüber der Region Hannover 
nachzuweisen. Als baufachkundige Personen gelten 
Architekt*innen und Bauingenieur*innen. Sofern 
Ersatzneubauten (auch) der Gewährleistung bestehender 
gesetzlicher Anforderungen für den Betrieb einer 
Kindertagesstätte dienen, ist dies von der 
<< Stadt/Gemeinde >> detailliert darzulegen. 

Die Förderung der Kinderbetreuungsplätze, die durch den 
Umzug in einen Ersatzneubau erhalten bleiben (Umzugsplätze), 
richtet sich nach der Sanierungsrichtlinie. Bei der Berechnung 
der Förderung wird abweichend davon je Umzugsplatz der 
Betrag des Investitionskostenzuschusses nach der KiTa-
Baukostenrichtlinie in der jeweils gültigen Fassung zugrunde 
gelegt. Die Umzugsplätze werden gefördert, wenn sich der 
Ersatzneubau im Eigentum der << Stadt/Gemeinde >> oder des 
Einrichtungsträgers bzw. der Einrichtungsträgerin befindet. 
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Bei Außerkrafttreten der KiTa-Baukostenrichtlinie sowie bei 
Absenkung der Förderhöhen der v. g. Richtlinie unter den im 
1. Teil, Ziffer IV. 4 genannten Betrag, wird je Umzugsplatz der 
im 1. Teil, Ziffer IV. 4 genannte Betrag bei der Berechnung der 
Förderung zugrunde gelegt. 

Sofern in dem Neubau über die Umzugsplätze hinaus auch 
neue Kinderbetreuungsplätze geschaffen werden, gilt für die 
neugeschaffenen Kinderbetreuungsplätze die Regelung im 
1. Teil, Ziffer IV. 3 und im 1. Teil, Ziffer IV. 4. 

 




